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Sozialistische Stadt

Gemäss Raumplanungsgesetz 
müssen Nutzungspläne perio-
disch, in der Regel jedoch spätes-
tens innert 15 Jahren überprüft 
und nötigenfalls angepasst wer-
den, wenn sich die Verhältnisse 
geändert haben. Die letzte Revisi-
on der Bau- und Zonenordnung 
(BZO) der Stadt Zürich wurde 1999 
durchgeführt.
2014 wäre also das richtige Jahr, 
um diese Überprüfung durchzu-
führen. Auch deshalb, weil am
9. Februar dieses Jahres die Ab-
stimmung über die Massenein-
wanderungsinitiative stattfand. 
Diese Abstimmung änderte die 
Verhältnisse de$ nitiv, ganz abge-
sehen von ihrem Ausgang. So-
wohl bei einem JA wie auch bei 
einem NEIN hätte das der BZO zu-
grundeliegende Bevölkerungs-
wachstumsszenario revidiert wer-
den müssen.
Der 9. Februar des Jahres 2014 
wäre also der richtige Trigger ge-
wesen. Aber was machte der 
Stadtrat? Er wollte nicht warten 
und führte schon im Jahr 2013 ei-
ne Teilrevision durch. Also unmit-
telbar vor der grossen Weichen-
stellung bezüglich Masseneinwan-
derung. So kop% os kann eine Re-
gierung doch gar nicht handeln, 
würde man im ersten Moment 
denken. Oder war es vielleicht 
doch nicht kop% os?
Und prompt stossen wir im Ent-
wurf der Teilrevision auf einen 
neuen Artikel, der jeden liberalen 
Geist stutzig macht: Im neuen Ar-
tikel 4b – welcher landläu$ g be-
reits als Willkür-Artikel bezeichnet 
wird – geht es um die sogenannte 
kooperative Planung. Wird die 
Nutzweise und Zweckbestim-
mung der Gebäude in einer Weise 
festgelegt, die einer wertvermeh-
renden Um- oder Aufzonung 
gleichkommt, sind mittels koope-
rativer Planung ein angemessener 
Mindestwohnanteil für Kosten-
miete, eine städtebauliche Auf-
wertung und eine qualitätsvolle 
bauliche Verdichtung sicherzustel-
len.
Nichts an diesem Artikel ist mess-
bar, womit die privaten Investo-
ren der Willkür der Stadtverwal-
tung ausgeliefert werden. Ein 
Freipass für den Eingriff in die Ei-
gentumsrechte. Mit der Verp% ich-
tung zur Kostenmiete wird es für 
Private nicht mehr interessant, 
Wohnungen zu bauen. Und jetzt 
sind wir bei der wahren Absicht 
des Stadtrats. Bei der teilrevidier-
ten BZO geht es in Tat und Wahr-
heit um eine schleichende Enteig-
nung. Die Stadt Zürich möchte 
den Wohnungsmarkt in die eige-
nen Hände kriegen und die Priva-
ten verdrängen.
Nur weil sie es beim Bevölke-
rungswachstumsszenario nicht so 
genau nimmt, ist die Teilrevision 
der BZO also alles andere als kopf-
los, sondern unterliegt einem 
höchst gefährlichen Masterplan. 
Dieser ist offensichtlich: Der rot-
grüne Stadtrat will die «Sozialisti-
sche Stadt». Mit der kooperativen 
Planung soll die sozialistische Idee 
auf das Stadtmodell übertragen 
werden. Abschaffung des priva-
ten Grundeigentums und Über-
windung der sozialräumlichen Se-
gregation sind die ideologischen 
Grundlagen dazu.
Beängstigend. Bleibt zu hoffen, 
dass eine Mehrheit des Gemein-
derats diesen unheimlichen Plan 
zurückweist.

FALSCHES MOTIV

Wer einen Hafenkran zur Kunst erklärt, macht auch ein Pferd zum Stadtrat
Würde die Stadtzürcher Linke den alten Hafenkran, den sie auf Steuerzahlers Kosten vor der Verschrottung bewahrte und derzeit am Limmatquai zur Schau 
stellt, tatsächlich für Kunst halten, würde sie sich damit schlicht und einfach lächerlich machen. In Tat und Wahrheit geht es ihr aber um eine politische
Machdemonstration.

Der römische Kaiser Caligula galt 
lange Zeit als Prototyp des wahnsin-
nigen Herrschers. Als Beleg dafür 
wird häufi g angeführt, er habe sogar 
sein Lieblingspferd zum Senator ge-
macht. Bestimmt wäre Caligula sehr 
angetan von der Idee des Zürcher 
Stadtrats, einen rostigen Hafenkran 
zum Kunstwerk zu erheben. Umge-
kehrt würden die Stadträte wohl
nur aus Tierschutzgründen ein Pferd 
nicht in ihren Kreis aufnehmen. Was 
Kantons- und Gemeinderäten zu ge-
nügen hat, ist einem Ross noch lange 
nicht zuzumuten.

Die neue historische Forschung 
geht allerdings nicht mehr davon 
aus, dass Caligula wahnsinnig war.
Er war wohl bloss unglaublich arro-
gant. Mit der Ernennung seines Pfer-
des «Incitatus», das, nebenbei be-
merkt, aus der Zucht der «Grünen» 
stammte, schleuderte er den ent-
machteten Senatoren seine Verach-
tung entgegen: «Seht her! Egal, was 
ich mache, Ihr könnt nichts dagegen 
tun.» Die gleiche Geisteshaltung le-

gen die Zürcher Linke und ihr Stadt-
rat an den Tag. Nicht einmal durch 
Budgetkürzung und eine Volksinitia-
tive, wie jene, mit der sie den Gripen-
Kauf bekämpfen, lassen sie sich von 
ihrem Ziel abbringen. 

Unter allen Umständen soll eine 
weitere Niederlage gegen die SVP, die 
vor einigen Jahren das geplante Na-
gelhaus mit dem Slogan «5,9 Mio. für 
e Schissi!» erfolgreich bodigte, ver-
hindert werden. 

Der Cäsar von Zürich kennt keine 
«Clementia», keine Milde. Er hat die 
Macht und demonstriert nur allzu 
gerne, dass er sie hat.

Kompromisswillen von Taliban
Jüngstes Beispiel dafür, wie verbissen 
die rot-grünen Fundamentalisten ih-
re Ziele verfolgen, bietet die Konstitu-
ierung der Stadtregierung. Der Ge-
danke, dass der freisinnige, aus der 
Antiatomkraft-Bewegung stammen-
de Filippo Leutenegger, das Tiefbau-
amt übernehmen sollte und damit 
für Verkehrsfrage zuständig werden, 
verursachte den Machthabern Bauch-
krämpfe. Glaubt man dem «Tages-An-
zeiger», sollen die Grünen vor Wut 
schäumen. 

Allerdings goss der Kommentator 
des linken Kampfblattes noch zusätz-
lich Öl ins Feuer, indem er behaup-
tete, die SP sei nicht gewählt worden, 

damit die FDP den Verkehr bestim-
me. Nach Meinung der linken Zelo-
ten darf einem gewählten Stadtrat, 
der nicht stramm sozialistisch tickt 
und Autofahrer in die Hölle wünscht, 
allerhöchstens die Macht über das 
städtische Fundbüro zugestanden 
werden. Kollegialitätsprinzip? Fehl-
anzeige.

Um Kunst geht es beim Hafenkran 
aus Rostock bestenfalls am Rande. 
Stattdessen geht es um Herr-im-Haus-
Politik. Hier wird Kunst zu politi-
schen Zwecken missbraucht, und 
kein Kulturschaffender protestiert 
dagegen. Beides kein Novum in der 
Geschichte.

Linke Kunst erkennt man
an ihrer Hässlichkeit
Politiker können jemandem nur Geld 
geben, das sie jemand anderem weg-
nehmen. Ist es da zu viel verlangt, 
wenn sie wenigstens eine gute Be-
gründung liefern müssen? Es liegt 
mir fern, ex cathedra festzulegen, 
was Kunst ist und was nicht. Aber ich 
lasse mir die Antwort auf diese Frage 
auch nicht von irgendwelchen Funk-
tionären aufoktroyieren. Wenn Intel-
lektuelle und gemeine Linke einen 
Hafenkran als Kunst betrachten wol-
len, ist das ihr gutes Recht. Deren 
Recht ist aber nicht wichtiger, als 
mein Recht, ihn nicht als Kunst-

werk, sondern als Kran zu betrach-
ten, für den ich kein Geld ausgeben 
will. 

Mit einem Hafenkran gebe ich 
mich nicht zufrieden. Ich erwarte 
mehr von Kunst. Sie muss unterhal-
ten. Sie darf zum Lachen reizen oder 
provozieren – auf Kosten der Allge-
meinheit in Grenzen, privat fi nan-
ziert grenzenlos. Eine halbwegs ori-
ginelle Idee reicht nicht.

Ich bin im Übrigen der Meinung, 
dass man in Zürich, verglichen mit 
anderen Städten, zu wenig Kunst auf 
öffentlichem Grund antrifft. Vor al-
lem haben wir kaum etwas, das auch 
Spass macht. So lädt beispielsweise 
Max Bills «Pavillon-Skulptur» an der 
Bahnhofstrasse mehr zum Binden 
der Schnürsenkel und zum Verzehr 
eines Hamburgers ein, als zur Kunst-
betrachtung. 

Oder, wo wir gerade beim Essen 
sind: Früher baute man in Zürich 
Pferdestallungen, die man heute als 
Restaurant «Reithalle» gerne frequen-
tiert. Umgekehrt bauen sie heute
Restaurants in Kulturbauten, wie der 
«Fleischkäse» am Bellevue, die man 
keinem Pferd zumuten würde. Nicht 
einmal einem zum Stadtrat gewähl-
ten.

Der Basistext wurde für die Website

Radio SRF 2 verfasst.

Claudio Zanetti
Kantonsrat SVP

Gossau ZH

SVP-FRAKTION DES ZÜRCHER GEMEINDERATES

Abschied aus dem Gemeinderat
In den letzten zwei Ausgaben des «Zürcher Bote» richteten die Autoren den Fokus auf politische Ereignisse der zu Ende gehenden Legislatur. 
Wie meistens, haben auch die diesjährigen Wahlen zu personellen Veränderungen geführt, denen wir heute unsere Aufmerksamkeit schenken wollen.

ZB. Die Gemeindewahlen vom 9. Febru-
ar 2014 haben der SVP-Fraktion nicht 
ganz so viel Erfolg gebracht, wie in frü-
heren Jahren – leider muss der Verlust 
eines Sitzes hingenommen werden. 

Trotzdem wird sich die SVP in den 
nächsten vier Jahren anstrengen, mit 
23 statt wie bisher mit 24 Gemeinde-
rätinnen und Gemeinderäten in der 
Politik der grössten Schweizer Stadt 

echt bürgerliche Akzente zu setzen. 
Auch beim diesjährigen Legislatur-
Wechsel gibt es Fraktionsmitglieder, 
die der bürgerlichen Kampftruppe ge-
gen den Steuergeld verschlingenden 

linken Zeitgeist in der Stadt Zürich 
nicht mehr angehören werden. Die 
Fraktion muss sich von den nachste-
henden acht Gemeinderätinnen und 
Gemeinderäten verabschieden:
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Hedy Schlatter
Gemeinderätin von 2005 bis 2014

Mitglied der Spezialkommission

Sozialdepartement.

SVP Kreispartei 3

Marina Garzotto
Gemeinderätin von 1997 bis 2014

Mitglied Büro des Gemeinderats

Gemeinderatspräsidentin 2010

Mitglied Kommission Präsidial-/

Schuldepartement

Mitglied Kommission Gesundheits- und 

Umweltdepartement

Mitglied paritätische Kommission

Landrat Uri/Gemeinderat Zürich

Die Gemeinderatsfraktion bedankt 
sich an dieser Stelle bei den erwähn-
ten Kolleginnen und Kollegen für 
den engagierten Einsatz während 
der Zeit ihrer Fraktionszugehörig-
keit. Die besten Wünsche begleiten 

sie für den nächsten, ratsfreien Le-
bensabschnitt. Mit ihrer aktiven Poli-
tarbeit in der Fraktion haben sie da-
zu beigetragen, dass die Stimme der 
SVP im Zürcher Gemeinderat respek-
table Bedeutung  gewonnen hat. Im-

merhin darf mit  Stolz festgehalten 
werden, dass die SVP nach wie vor 
die grösste bürgerliche Fraktion im 
Gemeinderat und die stärkste bür-
gerliche Partei in dieser Stadt ist. Die 
neu zusammengesetzte SVP-Frakti-

on, deren offi zielle Amtseinsetzung 
in der Gemeinderatssitzung von 
Mittwoch, 7. Mai 2014 erfolgt, wer-
den wir den Leserinnen und Lesern 
des «Zürcher Boten» in einer der 
nächsten Ausgaben präsentieren.


